
   

Härtefallhilfen gegen hohe Energiepreise sofort 

und vollständig umsetzen    

Gut zehn Millionen Haushalte in Deutschland heizen 

mit Öl und Pellets. Gerade ländliche Regionen ohne 

Gasnetze sind auf diese Energieträger angewiesen. 

Viele Betriebe, vor allem kleine und mittlere Unter-

nehmen im ländlichen Raum, vertrauen auf Öl, Pellets 

oder Flüssiggas als Produktions- und Heizmittel. Man-

che Unternehmen haben jüngst sogar gezielt einen 

Brennstoffwechsel unternommen – auch als Beitrag 

zur Reduzierung des Gasverbrauchs.  

Auf unseren Druck hin hat die Bundesregierung Gel-

der für Härtefallhilfen für private Nutzer von Öl-, Pel-

let- oder Flüssiggasheizungen sowie für kleine und 

mittlere Unternehmen und für Kultureinrichtungen 

Die Woche im Bundestag 

versprochen. Die Voraussetzungen für eine zeitna-

he und unbürokratische Auszahlung dieser Härte-

fallhilfen müssen jetzt schnellstmöglich geschaffen 

werden. Dennoch haben die Regierungsfraktionen 

in der vergangenen Sitzungswoche im Haushalts-

ausschuss die Freigabe der im Wirtschaftsstabilisie-

rungsfonds vorgesehenen Mittel für die Härtefallre-

gelungen sowohl für kleine und mittlere Unterneh-

men als auch für Kultureinrichtungen verweigert. 

Die Entlastung bei den Energiekosten für Betriebe 

und Privathaushalte war von der Bundesregierung 

fest zugesagt worden. Der Wortbruch der Ampel-

Koalition ist ein verheerendes Signal an Wirtschaft 

und Verbraucher. Die Menschen müssen sich auf 

die Ankündigungen der Politik verlassen können. 
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Flüchtlingspolitik eignet sich nicht für Wahlkampf 

Zur Ankündigung der Bundesinnenministerin, zu einem wei-

teren Flüchtlingsgipfel einzuladen, erklärt der Vorsitzende 

der Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, André Berghegger:  

„Immerhin erkennt die Bundesregierung die Probleme der 

Kommunen bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise mittler-

weile an. Sie zieht aber die falschen Schlüsse daraus, wenn 

weiterhin nicht alle maßgeblich betroffenen Ressorts einge-

bunden werden. Parteipolitisch und wahlkampftaktisch ist 

es nachvollziehbar, dass die hessische SPD-Spitzen-

kandidatin eine größere Rolle spielen soll. Das hilft aber den 

Kommunen nicht weiter. Die Kommunen brauchen kein 

„Gipfelchen“ bei einer wahlkämpfenden Teilzeitministerin, 

die relevante Fragen zum Beispiel der Finanzierung und des 

Bauens neuer Unterkünfte nicht verbindlich beantworten 

kann. Die Kommunen brauchen endlich einen richtigen Gip-

fel beim Bundeskanzler. Die Erfahrungen der Flüchtlingssi-

tuation nach 2015 haben gezeigt, wie wichtig der vom Bun-

deskanzleramt koordinierte fachübergreifende Austausch 

zwischen Bund, Ländern und Kommunen ist. Olaf Scholz 

duckt sich bei einem wichtigen Thema weiter weg. Sein 

Wahlversprechen, Führung zu liefern, wenn Führung be-

stellt wird, gilt offenkundig nicht mehr. Die Zeiten, in denen 

der Bund verlässlich Partner der Kommunen war, sind mit 

der Ampelregierung anscheinend leider vorbei.“  

Der Landwirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestags 

hat in dieser Woche auf Drängen der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion Sachverständige zur EU-Pflanzenschutz-

mittelrichtlinie (SUR) angehört. Dazu erklärt der agrarpoliti-

sche Sprecher der Fraktion, Albert Stegemann:  

„Der Vorschlag der EU zur pauschalen Reduzierung von 

Pflanzenschutzmitteln ist grundsätzlich fehlerhaft, unwis-

senschaftlich und nicht praxistauglich. Die Richtlinie führt, 

da waren sich die Experten im Wesentlichen einig, zu gerin-

geren Ernten und niedrigerer Qualität in der Landwirt-

schaft. Im Ergebnis würde dies unsere Importabhängigkeit 

erhöhen und die Welternährung gefährden. Bundesland-

wirtschaftsminister Cem Özdemir darf sich nicht länger 

wegducken, sondern muss sich in Brüssel endlich für eine 

umfassende Folgenabschätzung sowie eine entsprechende 

Änderung der Richtlinie einsetzen.“  

EU-Richtline zu Pflanzenschutzmitteln ist praxisfern 
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Kinder brauchen mehr als nur warme Worte 

Die Bundesregierung hat in dieser Woche den Abschlussbe-

richt der Interministeriellen Arbeitsgruppe „Gesundheit-

liche Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche durch 

Corona“ beschlossen. Dazu erklärt die jugendpolitische 

Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Silvia 

Breher:  

„Als Handlungsbedarfe wurden im Bericht der Arbeitsgrup-

pe ‚Kindergesundheit‘ insbesondere der Ausbau der Frühen 

Hilfen sowie Maßnahmen im Bereich der frühkindlichen 

Bildung identifiziert. Umso mehr verwundert es, dass die 

Ampel in diesen Bereichen einen Rückwärtsgang eingelegt 

und wichtige Programme wie das Bundesprogramm Sprach-

Kitas oder die Fachkräfteoffensive gestrichen hat. Ende ver-

gangenen Jahres wurde die Forderung der CDU/CSU-

Fraktion auf Ausbau der Frühen Hilfen als nicht notwendig 

abgebügelt. Im Sinne unserer Kinder endlich handeln statt 

permanent reden: das ist das Gebot der Stunde!“   

Auf Initiative der Ampel-Fraktionen hat der Haushaltsaus-

schuss am 25. Januar 2023 Energiehärtefallhilfen für Kleine 

und Mittlere Unternehmen sowie Kultureinrichtungen, die 

leitungsungebundene Energieträger (z.B. Öl und Pellets) 

nutzen, ausgeschlossen. Hierzu erklärt Andreas Mattfeldt, 

zuständiger Hauptberichterstatter für den Einzelplan 09:  

„Mit der plötzlichen Streichung der Härtefallunterstützung 

für Betriebe, die auf Energieträger wie Heizöl und Pellets 

angewiesen sind, hat die Ampel wieder einmal bewiesen, 

dass sie vor allem eines ist: unkoordiniert. Ob Effizienzhaus-

förderung, Gasbeschaffung, Gasumlage sowie Atomkraft-

werksabschaltung: Parlamentarier und Bürger werden mit 

plötzlichen Entscheidungen konfrontiert, die dann kurz da-

rauf wieder ab- und umgeändert werden. So kann politi-

sches Vertrauen für unsere Bürger nicht aufrechterhalten 

werden und die Wirtschaft durch eine Krise geführt wer-

den. Der Kanzler muss endlich sein Versprechen halten und 

Führung liefern!“  

Duell um Energie-Härtefallhilfen  
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Union sorgt für Vereine 

Das Zögern der Ampel brachte Vereine in die Bredouille. 

Der Bundestag beschloss daher jetzt, das Gesetz zur Ermög-

lichung digitaler Mitgliederversammlungen im Vereinsrecht. 

Dazu erklären der Obmann der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion im Rechtsausschuss, Carsten Müller, und der Ob-

mann der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Sportaus-

schuss, Fritz Güntzler: 

Carsten Müller: „Wir als Union haben für die vollständige 

Wiedereinführung der digitalen Mitgliederversammlung für 

Vereine gesorgt. Während der Pandemie haben sich digitale 

Mitgliederversammlungen bei Vereinen bewährt. Nach dem 

Auslaufen der Covid-Gesetzgebung im vergangenen Jahr 

konnten Vereine keine digitalen Mitgliederversammlungen 

mehr durchführen, wenn die Satzung das nicht hergab. Die 

Union hat dieses Thema so lange auf die Tagesordnung ge-

setzt, bis die Ampel endlich die Notwendigkeit einer dauer-

haften gesetzlichen Regelung erkannt hat. Bisher hat die 

Ampel die Vereine im Regen stehen lassen. Vorstände wis-

sen am besten, ob eine Mitgliederversammlung im eigenen 

Verein in Präsenz, hybrid oder digital durchgeführt werden 

sollte. Während die Union rein digitale Mitgliederversamm-

lungen auch aufgrund eines Vorstandsbeschlusses erlauben 

wollte, fordert die Koalition einen vorherigen Mitgliederbe-

schluss. Der Antrag der Union auf rein digitale Mitglieder-

versammlungen durch einen Vorstandsbeschluss wurde in 

der heutigen Ausschusssitzung zwar abgelehnt und die Koa-

lition macht es an dieser Stelle unnötig kompliziert. Alles in 

allem setzen wir mit unserer Beharrlichkeit aber eine echte 

Vereinfachung für die Vereinsarbeit durch. Hybride und 

digitale Versammlungen werden als Alternative zum Treffen 

in Präsenz für unsere Vereine wieder möglich.“ 

Fritz Güntzler: „Während der Pandemie haben sich digitale 

Mitgliederversammlungen bei Vereinen bewährt und 

durchgesetzt. Viele haben gesehen, wie praktisch ein digita-

les Treffen ist. Nach dem Auslaufen der Covid-Gesetz-

gebung im vergangenen Jahr gab es diese Möglichkeit für 

Vereine jedoch nur noch, wenn die Satzung dies regelte. 

Wir als Union haben dieses Thema so lange auf die Tages-

ordnung gesetzt, bis auch die Ampel endlich die Notwendig-

keit einer dauerhaften gesetzlichen Regelung erkannt hat. 

Bislang wurden die Vereine von der Regierungskoalition im 

Regen stehen lassen. 

Unsere Forderung ging zwar noch weiter: wir wollten rein 

digitale Mitgliederversammlungen auch aufgrund eines 

Vorstandsbeschlusses erlauben. Die Koalition fordert einen 

vorherigen Mitgliederbeschluss. Dies ist zwar wieder unnö-

tig kompliziert, alles in allem sind wir aber froh, dass unsere 

Beharrlichkeit zu einer echten Vereinfachung der Vereinsar-

beit führen wird. Hybride und digitale Versammlungen wer-

den als Alternative zum Treffen in Präsenz für unsere Verei-

ne wieder möglich. Eine Verankerung in der Satzung ist da-

mit vom Tisch. “   



 5 

Gesetz zur Ermöglichung digitaler Mitgliederversammlun-

gen im Vereinsrecht. Mitgliederversammlungen müssen im 

Vereinsrecht grundsätzlich als Präsenzveranstaltung stattfin-

den. Die Abhaltung von virtuellen Mitgliederversammlungen 

ist nur dann möglich, wenn die Satzung des Vereins dies aus-

drücklich vorsieht. Gleiches gilt für den Vorstand von Verei-

nen und Stiftungen sowie für andere Vereins- und Stiftungs-

organe. Die pandemiebedingten Sonderregelungen, die noch 

bis zum 31. August 2022 in Kraft waren, ermöglichten es den 

Vereinen, auch ohne entsprechende Satzungsregelung Mit-

gliederversammlungen im Wege der elektronischen Kommu-

nikation durchzuführen. Diese Regelung ist angesichts der 

voranschreitenden Digitalisierung auch über die pandemi-

sche Situation hinaus sinnvoll. Wir haben deshalb einen Ge-

setzentwurf in 1. Lesung eingebracht, mit dem wir die Vor-

schrift in modifizierter Form beibehalten. 

Bei den sog. „roten Gebieten“ handelt es sich um landwirt-

schaftlich genutzte Regionen, die mit Nitraten belastet sind. 

Mit unserem Antrag Verursacherprinzip beachten – Ausnah-

memöglichkeiten für landwirtschaftliche Betriebe in roten 

Gebieten schaffen fordern wir die Bundesregierung auf, um-

gehend in Abstimmung mit den Bundesländern ein Konzept 

zur verursachergerechten Befreiung landwirtschaftlicher Be-

triebe, die nachweislich gewässerschonend wirtschaften, von 

Verpflichtungen in roten Gebieten vorzulegen und das erar-

beitete Konzept eng mit der EU-Kommission abzustimmen. 

So kann die Bundesregierung eine rechtssichere und zügige 

Umsetzung ermöglichen. 

Es ist nie zu früh, sich auf den nächsten Winter vorzubereiten 

– unter dieser Maßgabe hat die Internationale Energieagen-

tur (IEA) jüngst Maßnahmen zur Stabilisierung des Strom- 

und Gasmarktes mit Blick auf den Winter 2023/2024 vorge-

schlagen. Mit unserem Antrag Deutschlands Energieversor-

Die Woche im Plenum  

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Der Radverkehr ist ein wichtiger Baustein für alltagstaugliche, 

gesunde und klimafreundliche Mobilität. Mit dem Nationalen 

Radverkehrsplan (NRVP) 3.0 haben die CDU/CSU-geführte 

Bundesregierung sowie Länder, Gemeinden und Verbände, 

einschließlich Bürgerbeteiligung, in der 19. Legislaturperiode 

eine ambitionierte Strategie erarbeitet, um den Radverkehr in 

Deutschland weiter voranzubringen. Mit unserem Antrag 

Fahrradland Deutschland – Umsetzung des Nationalen Rad-

verkehrsplans richten wir sechs Forderungen an die Bundes-

regierung. Dazu gehört u.a. die Forderung, den Nationalen 

Radverkehrsplan der Bundesregierung aus der 19. Legislatur-

periode zeitnah umzusetzen. Das Straßenverkehrsrecht muss 

darüber hinaus weiterentwickelt werden, um die Sicherheit 

im Straßenverkehr für Radfahrerinnen und Radfahrer zu er-

höhen.  

Das Bauwesen ist für rund 60 Prozent des weltweiten Res-

sourcenverbrauchs, für rund 50 Prozent des weltweiten Ab-

fallaufkommens und für mehr als 35 Prozent des weltweiten 

Energieverbrauches verantwortlich. Somit ist der Bausektor 

eine Schlüsselbranche zur Erreichung der Pariser Klimaziele. 

Ein entscheidender Faktor dabei ist, dass gut ein Drittel aller 

Treibhausgasemissionen eines Gebäudes vor der tatsächli-

chen Nutzung entstehen – nämlich bei der Herstellung und 

Errichtung. Mit unserem Antrag Einsatz von Recycling-

Baustoffen stärken wollen wir die Herstellungsphase und den 

Ressourcenverbrauch eines Gebäudes stärker in den Blick 

nehmen und Einsatz von Recycling-Baustoffen auf eine breite 

Grundlage stellen. Erforderlich ist ein Mehrklang aus sinnvol-

len Grenzwerten, zielgerichteten Förderprogrammen und 

rechtlichen Regelungen, um mit gezielten Maßnahmen die 

Rahmenbedingungen für das Baustoffrecycling zu verbessern. 
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Hintergrund ist es dringend erforderlich, die Laufzeit des In-

vestitionsprogramms um ein weiteres Jahr zu verlängern. 

In dieser Woche debattierten wir zwei von uns erarbeitete 

Anträge zu der sicherheitspolitisch wichtigen Sahel-Region: 

Den MINUSMA-Einsatz rasch aber geordnet in diesem Jahr 

beenden – Unser zukünftiges Engagement im Sahel mit ei-

ner Gesamtstrategie auf eine solide und tragfähige Grundla-

ge stellen sowie unseren Antrag Die Sahel-Zone als Schlüs-

selregion für Europas Sicherheit begreifen – Den Mali-

Einsatz militärisch und politisch zum Erfolg führen. Die Bun-

desregierung schafft es nicht, die politischen Rahmenbedin-

gungen für den aktuell gefährlichsten deutschen Auslands-

einsatz für die Bürgerinnen und Bürger – und für die Soldaten 

vor Ort – klar und verständlich zu definieren. Das lässt nicht 

nur die Effektivität dieses eigentlich wichtigen Einsatzes ver-

puffen. Durch ihre unklare Kommunikation gegenüber der 

Regierung in Bamako gefährdet die Bundesregierung unnötig 

die eingesetzten Soldatinnen und Soldaten und schafft Frei-

raum für Akteure wie Russland. Mit unserem Antrag fordern 

wir deshalb ein Konzept für den Sahel, eine Führungsrolle 

Deutschlands in der Afrikapolitik der EU, eine strategische 

Betrachtung der Herausforderungen durch Russland und die 

zugesagte Evaluierung des Einsatzes.  

 2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In abschließender 2./3. Lesung haben wir den Entwurf der 

Bundesregierung für ein Gesetz zur Beschleunigung von ver-

waltungsgerichtlichen Verfahren im Infrastrukturbereich 

beraten. Verwaltungsgerichtliche Verfahren über besonders 

bedeutsame Infrastrukturvorhaben können aufgrund ihrer 

Komplexität und der sich in tatsächlicher wie in rechtlicher 

Hinsicht ergebenden Schwierigkeiten lange dauern. Ziel des 

Gesetzentwurfs ist es, die Verfahrensdauer für diese Vorha-

gung sichern und jetzt für den Winter 2023/2024 vorberei-

ten fordern wir, dass die Bundesregierung unverzüglich den 

Vorschlägen der IEA Folge leistet. Denn sonst droht den EU-

Staaten im nächsten Winter eine Gaslücke von fast 30 Mrd. 

Kubikmetern. Gleichzeitig werden unsere Gasversorgung und 

die Preisentwicklung erheblich von der Lage am Weltmarkt 

abhängen. Mit unserem Antrag legen wir einen Energieplan 

für den Winter 2023/2024 vor, um neben dem Krisenmanage-

ment für den laufenden Winter rechtzeitig auch für den da-

rauffolgenden Winter vorzusorgen.  

In 1. Lesung haben wir unseren Entwurf für ein Gesetz zur 

weiteren Fristverlängerung für den beschleunigten Infra-

strukturausbau in der Ganztagsbetreuung für Grundschul-

kinder beraten. Mit dem Ganztagsförderungsgesetz vom 2. 

Oktober 2021 wird ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreu-

ung für alle Kinder im Grundschulalter ab dem 1. August 2026 

stufenweise eingeführt und der hierfür erforderliche Infra-

strukturausbau unterstützt. Den Ländern und Kommunen 

werden insgesamt Finanzhilfen des Bundes in Höhe von 3,5 

Milliarden Euro für den Ganztagsausbau zur Verfügung ge-

stellt.  Bereits aufgrund der Corona-Pandemie und der Hoch-

wasserkatastrophe in einigen Regionen Deutschlands im Juli 

2021 und den damit zusammenhängenden Verzögerungen 

hat sich die Umsetzung der Maßnahmen nach dem Investiti-

onsprogramm erheblich verzögert. Auf Antrag der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion wurde die Laufzeit des Investitionspro-

gramms deshalb bereits um ein Jahr verlängert. Dennoch 

konnten in vielen Bundesländern die festgelegten Fristen 

nicht eingehalten werden. Es besteht nunmehr die Gefahr, 

dass Kommunen, die im Vertrauen auf den Erhalt der Förder-

mittel bereits Aufträge erteilt haben, im Falle eines Widerrufs 

von Förderbescheiden Kosten selbst tragen müssten bzw. 

Bauvorhaben nicht fertiggestellt werden könnten. Vor diesem 
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steigen weiter und auf dem Bau herrscht ein immenser Fach-

kräftemangel. Hinzu kommen von der Ampel hausgemachte 

Probleme, wie etwa das Chaos bei der KfW-Förderung, über-

höhte Standards für die Energieeffizienz oder die Ab-

schaffung bewährter Programme wie das Baukindergeld. 

Bauherren werden dadurch verunsichert. 

Bezahlbares Wohnen ist eine der wichtigsten sozialen Fragen 

unserer Zeit – in der Stadt und inzwischen auch im ländlichen 

Raum. Bauen und Investieren braucht aber vor allem eines: 

Planungssicherheit und Verlässlichkeit. Für uns gilt: Nur mit 

mehr Wohnungsneubau nehmen wir Druck von den Mieten 

und schaffen Wohnraum für Familien. Dabei müssen wir alle 

Wohnformen in den Blick nehmen: Mietwohnungen, Eigen-

tumswohnungen und Einfamilienhäuser. Wir wollen keine 

ideologischen Einschränkungen beim Wohnungsbau. Nur 

wenn wir alle Kräfte bei Bauherren und Unternehmen freiset-

zen und alle Wohnformen berücksichtigen, können wir den 

Wohnungsneubau in Schwung bringen. Wir brauchen des-

halb eine Offensive für den Wohnungsbau ohne ideologische 

Einschränkungen.  

 

ben mit einer hohen wirtschaftlichen oder infrastrukturellen 

Bedeutung zu reduzieren, ohne hierbei die Effektivität des 

Rechtsschutzes zu beeinträchtigen. Grundsätzlich begrüßen 

wir eine Beschleunigung von Infrastrukturvorhaben – ob dies 

mit dem vorliegenden Gesetzentwurf gelingen wird, darf aber 

bezweifelt werden. 

In 1. Lesung befassten wir uns mit dem Entwurf der Bundes-

regierung für ein Gesetz zum Neustart der Digitalisierung der 

Energiewende. Zentrales Ziel dieses Gesetzes ist laut Bundes-

regierung, den Rollout intelligenter Messsysteme zu be-

schleunigen und zu entbürokratisieren sowie die Rechtssi-

cherheit zu stärken. Gleichzeitig sollen Kosten zukunftsfest 

und gerechter verteilt, ein Anreiz für Markt und Wettbewerb 

geschaffen, Kompetenzen zielgerichtet gebündelt und ein 

zusätzlicher Beitrag zur Nachhaltigkeit geleistet werden. Den 

Grundansatz des Gesetzentwurfs begrüßen wir. Bisher gibt es 

Kritik an der Umsetzung des Rollouts und zum Datenschutz. 

Wir werden die Themen aufgreifen und im parlamentarischen 

Verfahren thematisieren. Auch werden wir zum Gesetzent-

wurf eine öffentliche Anhörung beantragen.   

Aktuelle Stunde:  

Krise auf dem Wohnungsmarkt – jetzt entschlossen 

gegensteuern 

Mit Amtsantritt hatte die Ampel-Regierung das selbstgesteck-

te Ziel ausgegeben, pro Jahr 400.000 neue Wohnungen – da-

von 100.000 Sozialwohnungen – bauen zu wollen. Aber mitt-

lerweile hat Bauministerin Geywitz einräumen müssen: Die-

ses Ziel wird für die Jahre 2022 und 2023 klar verfehlt. Zu 

erwarten ist, dass es auch im Jahr 2024 so weitergeht. Bereits 

jetzt besteht in vielen Regionen ein erheblicher Mangel an 

Wohnraum. Das wirtschaftliche Umfeld bleibt auch auf ab-

sehbare Zeit sehr herausfordernd: Zinsen und Materialkosten 
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